
die Partei — einführen. Einführen können ihn Dut
zende'von Millionen, wenn sie es lernen, das selbst 
zu tun.“3 4 5

Die Große Sozialistische Oktoberrevolution zerbrach 
den alten, zaristischen Staatsapparat und mit ihm 
zusammen das alte, bürgerliche Gericht. Auf dem
3. Gesamtrussischen Sowjetkongreß am 11. (24.) Januar 
1918 sagte W. I. Lenin:

„Mag man darüber zetern, daß wir das alte Ge
richt, statt es zu reformieren, sofort zum alten 
Eisen geworfen haben. Wir haben auf diese Weise 
die Bahn frei gemacht für ein wirkliches Volks
gericht, und nicht so sehr durch Gewaltmaßnahmen 
als vielmehr durch das Beispiel der Massen, durch 
die Autorität -der Werktätigen, ohne Formalitäten, 
haben wir das Gericht aus einem Werkzeug der 
Ausbeutung zu einem Werkzeug der Erziehung auf 
der festen Grundlage der sozialistischen Gesellschaft 
gemacht.“'*

Am 7. Dezember (24. November) 1917 wurde das von 
Lenin Unterzeichnete Dekret Nr. 1 „Über das Gericht“ 
veröffentlicht. Es schuf alle, bis dahin existierenden 
gerichtlichen Organe ab und ersetzte sie durch neue 
Gerichte. Diese begannen von den ersten Tagen an 
auf der Grundlage demokratischer Prinzipien zu arbei
ten — der Prinzipien der sozialistischen Gesetzlichkeit, 
der Öffentlichkeit, der Gleichheit aller Bürger vor 
dem Gesetz, der kollektiven Entscheidung und Unab
hängigkeit der Richter, ihrer lediglich dem Gesetz 
unterworfenen Urteilsfindung, der Gewährleistung 
des Rechts des Angeklagten auf Verteidigung sowie 
der allseitigen, vollen und objektiven Untersuchung 
der Umstände einer Sache.
Lenin schenkte dem Prinzip der Mitwirkung der 
Werktätigen an der Ausübung der Rechtspflege beson
dere Aufmerksamkeit. Er maß den demokratischen 
Grundsätzen in der Organisierung und in der Tätig
keit der gerichtlichen Organe große Bedeutung bei. 
„Wir müssen selbst Richter sein“, lehrte er. „Die 
Bürger müssen in ihrer Gesamtheit am Gerichtswesen 
und an der Verwaltung des Landes teilnehmen.“6 
In den ersten Dekreten und Maßnahmen der Sowjet-' 
macht wurde das zutiefst revolutionäre und demokra
tische Wesen des neuen, sozialistischen Staates an
schaulich sichtbar. Für äußerst bedeutsam hielt es Le
nin, daß die werktätigen Massen bereits an der Aus
arbeitung und Beurteilung von Gesetzentwürfen teil
nehmen. Er lehrte, daß „jedem Vertreter der Masse, 
jedem Bürger die Bedingungen dafür gesichert sein 
müssen, sowohl an der Erörterung der Staatsgesetze 
als auch ... an der Verwirklichung der Staatsgesetze 
teilzunehmen“6. Als Beispiel seien Lenins Hinweise 
zur Mitwirkung der Werktätigen an der Vorbereitung 
des neuen Bodengesetzes angeführt. Er riet den Or
ganisatoren des 1. Moskauer Gouvernementstreffens 
der Landwirtschaft, konkrete Maßnahmen einzuleiten, 
damit möglichst viele Bauern, Agronomen und Ar
beiter alle Möglichkeiten erhalten, auf dem Kongreß 
aufzutreten. Gleichzeitig bat er darum, ihre Reden 

im Protokoll festzuhalten und ihm zu 
Den Teilnehmern sagte Lenin:

„Wir werden das neue Bodengesetz beurteilen, und 
wir lernen die Meinung der Bauern des Moskauer 
Gouvernements kennen... Laßt die Bauern ver
stehen, daß sich der Boden in starken sowjetischen 
Händen befindet, und es wird ein Bodengesetz an
genommen, das die Mehrheit der Bauern anzuneh
men wünscht.. ,“7.

genaues tens 
übersenden.

Die Mitwirkung der Werktätigen als Volksbeisitzer 
bei den Gerichten i

Eine der wichtigsten Formen der Mitwirkung der 
Werktätigen an der Rechtsprechung ist die Institution 
der Volksbeisitzer (Schöffen). Indem Lenin das zari
stische Gericht, das blindlings und grauisam den Wil
len der herrschenden Klasse erfüllte, anprangerte, be
antwortet er bereits lange vor der Großen Sozialisti
schen Oktoberrevolution die Frage, welche Richter die 
Arbeiterklasse und ihre Verbündeten brauchen. Lenin 
sagte, daß man „Richter braucht, die nicht zu bloßen 
Beamten herabgewürdigt sind, daß die Teilnahme von 
Vertretern der Öffentlichkeit am Gerichtsverfahren 
sowie die Mitwirkung der öffentlichen Meinung bei 
der Erörterung eines Falles notwendig ist“8.
Solche Vertreter der Gesellschaft sind die Richter und 
Volksbeisitzer, die in der Sowjetunion von den werk
tätigen Massen gewählt werden.
Lenins Ideen über die Mitwirkung der Werktätigen 
an der gerichtlichen Tätigkeit werden immer umfas
sender und konsequenter in die Praxis umgesetzt. Sie 
finden ihren Ausdruck im Aufbau und in der Tätig
keit der sowjetischen Gerichte. Im Programm der 
KPdSU, das auf dem XXII. Parteitag angenommen 
wurde, heißt es dazu:

„Die Rechtsprechung wird in der UdSSR in voller 
Übereinstimmung mit dem Gesetz ausgeübt. Sie be
ruht auf wahrhaft demokratischen Grundlagen: der 
Wählbarkeit und der Rechenschaftspflicht der Rich
ter und Volksbeisitzer, dem Recht ihrer vorfristigen 
Abberufung, der Öffentlichkeit der Gerichtsverhand
lungen sowie der Teilnahme gesellschaftlicher An
kläger und Verteidiger an den Prozessen, wobei sich 
die Gerichte, die Untersuchungs- und Vorunter
suchungsorgane strengstens nach den Gesetzen zu 
richten und alle Prozeßbestimmungen strikt einzu
halten haben. Die demokratischen Grundlagen der 
RechtsDrechung werden sich entwickeln und vervoll
kommnen.“9

Die Mitwirkung der Volksbeisitzer an der Rechtspre
chung ist in der Verfassung der UdSSR und in den 
Verfassungen der Unionsrepubliken gesetzlich ver
ankert. Die gerichtliche Verhandlung unter Mitwir
kung der Volksbeisitzer ist eine wichtige Garantie für 
die richtige Ausübung der Rechtsprechung. Lebens
erfahrung und Verbundenheit der Schöffen mit den 
Werktätigen, vereint mit den juristischen Kenntnissen 
der Berufsrichter, machen das sowjetische Gericht zu 
einem echten Volksgericht und geben ihm die Mög
lichkeit, sich in den verschiedenen, manchmal sehr 
komplizierten Lebenssituationen zurechtzufinden.
Alle Zivil- und Strafsachen werden in erster Instanz 
vom Volksgericht bis zum Obersten Gericht der 
UdSSR — durch einen Richter und zwei Volksbeisitzer 
verhandelt. Die Volksbeisitzer sind gleichberechtigte 
Richter und ebenso wie der Berufsrichter in ihrer 
Rechtsprechung unabhängig und nur dem Gesetz un
terworfen10.
Die Volksbeisitzer nehmen aktiv an der gerichtlichen 
Verhandlung und an der Klärung aller Umstände der 
Sache teil. Ebenso wie der Vorsitzende des Gerichts 
sind sie verpflichtet, die Vollständigkeit, Allseitigkeit 
und Objektivität der gerichtlichen Untersuchung 
sowie die genaue Einhaltung der gesetzlichen Rechte 
und Interessen aller Prozeßbeteiligten zu gewähr
leisten.
Bei den Wahlen der Richter der örtlichen Gerichte цп
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